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4554
Vollstreckungsplan für den Vollzug  

freiheitsentziehender Maßregeln nach  
§ 5 des Maßregelvollzugsgesetzes 

Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für 
Soziales, Arbeit, Gesundheit und Demografie 

vom 24. Juni 2019 (636 – 76 705–2)*)

Gemäß § 5 Abs. 1 des Maßregelvollzugsgesetzes (MVollzG) 
vom 22. Dezember 2015 (GVBl. S. 487), geändert durch Ar-
tikel 4 des Gesetzes vom 3. September 2018 (GVBl. S. 276), 
BS 3218-4, regelt dieser Vollstreckungsplan die örtliche und 
sachliche Zuständigkeit der Einrichtungen, in denen Unter-
bringungen nach

1.	 den §§ 63 und 64 des Strafgesetzbuchs (StGB) ein-
schließlich der befristeten Wiederinvollzugsetzung 
nach § 67 h StGB und dem Widerruf der Aussetzung 
nach § 67 g StGB,

2.	 § 7 Abs. 1 und den §§ 73 und 93 a des Jugendge-
richtsgesetzes (JGG) und

3.	 den §§ 81, 126 a und 453c der Strafprozessordnung 
(StPO)

durchgeführt werden. Die Regelungen erfolgen im Einver-
nehmen mit dem Ministerium der Justiz. 

*)	 Die Verwaltungsvorschrift wird unter dem Aktenzeichen 4340 – 0002 in die  
eJVV RPf aufgenommen

1	 Die unterzubringenden Personen können in die fol-
genden Einrichtungen eingewiesen werden:

1.1	 Landeskrankenhaus – Anstalt des öffentlichen Rechts – 

1.1.1	 Klinik Nette-Gut für Forensische Psychiatrie der 
Rhein-Mosel-Fachklinik Andernach 

1.1.2	 Forensisch-psychiatrische Abteilung der Rheinhes-
sen-Fachklinik Alzey

1.2	 Pfalzklinikum für Psychiatrie und Neurologie – An-
stalt des öffentlichen Rechts – 

1.2.1	 Klinik für Forensische Psychiatrie Klingenmünster

1.2.2	 Klinik für Kinder- und Jugendpsychiatrie, Psycho-
somatik und Psychotherapie des Pfalzklinikums – 
Anstalt des öffentlichen Rechts

2	 Personen, die das 21. Lebensjahr vollendet haben: 

2.1	 Nach § 63 StGB sowie nach den §§ 81, 126 a und 453c 
StPO unterzubringende Personen:

2.1.1	 Bei Wohnort in den Landgerichtsbezirken Koblenz 
oder Trier ist die Klinik Nette-Gut für Forensische 
Psychiatrie der Rhein-Mosel-Fachklinik Andernach 
örtlich zuständig. 

2.1.2	 Bei Wohnort im Landgerichtsbezirk Bad Kreuznach 
ist bei Frauen die Klinik Nette-Gut für Forensische 
Psychiatrie der Rhein-Mosel-Fachklinik Andernach 
und bei Männern die Forensisch-psychiatrische Ab-
teilung der Rheinhessen-Fachklinik Alzey örtlich 
zuständig.
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2.1.3	 Bei Wohnort im Landgerichtsbezirk Mainz ist bei 
Frauen die Klinik für Forensische Psychiatrie Klin-
genmünster und bei Männern die Forensisch-psy-
chiatrische Abteilung der Rheinhessen-Fachklinik 
Alzey örtlich zuständig. 

2.1.4	 Bei Wohnort in den Landgerichtsbezirken Fran-
kenthal (Pfalz), Kaiserslautern, Landau in der Pfalz 
oder Zweibrücken ist die Klinik für Forensische Psy-
chiatrie Klingenmünster örtlich zuständig.

2.2	 Nach § 64 StGB unterzubringende Personen (nach 
der jeweiligen Hauptabhängigkeit):

2.2.1	 Alkoholabhängige Personen werden in die Klinik für 
Forensische Psychiatrie Klingenmünster eingewiesen.

2.2.2	 Drogenabhängige Personen werden in die Klinik 
Nette-Gut für Forensische Psychiatrie der Rhein-
Mosel-Fachklinik Andernach eingewiesen. 

3	 Zur Umsetzung des in § 6 Abs. 3 MVollzG vorgegebe-
nen Trennungsgebots erfolgen bei Personen, die das 
21. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, Unter-
bringungen nach den § 7 Abs. 1 und den §§ 73 und 
93 a JGG sowie nach § 126 a StPO in der Klinik für 
Kinder- und Jugendpsychiatrie, Psychosomatik und 
Psychotherapie des Pfalzklinikums – Anstalt des öf-
fentlichen Rechts – in Klingenmünster. Nach Vollen-
dung des 21. Lebensjahres bestimmt sich die örtliche 
und sachliche Zuständigkeit der Einrichtungen für 
die weitere Unterbringung nach Nummer 2. 

	 Bei einer Unterbringung nach § 73 JGG und nach 
§ 126 a StPO darf ein Jugendlicher, der das 18. Le-
bensjahr noch nicht vollendet hat, mit Unterge-
brachten, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, 
nur untergebracht werden, wenn eine gemeinsame 
Unterbringung seinem Wohl nicht widerspricht.

4	 Die Möglichkeit einer vom Vollstreckungsplan ab-
weichenden Einweisung oder Verlegung nach § 5 
Abs. 2 MVollzG bleibt unberührt. 

5	 Diese Verwaltungsvorschrift tritt am Tage nach der 
Veröffentlichung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Ver-
waltungsvorschrift des Ministeriums für Soziales, Ar-
beit, Gesundheit und Demografie vom 15. Januar 2013 
(632–4 76 705–2) – MinBl. S. 96; 2018 S. 82 − außer 
Kraft.

Bekanntmachungen*)

Verlust eines Dienstausweises

Bekanntmachung des Ministeriums der Justiz  
vom 17. September 2019 (2000E19 – 0048)

Der nachfolgend bezeichnete Dienstausweis wird hier-
durch für ungültig erklärt:

Ausweis-
nummer

Name Amtsbe- 
zeichnung

Ausstellungs-
behörde und 

-datum

57175 Bernd 
Kreutzmann

Justizvoll-
zugsinspektor

Justizvoll-
zugsanstalt 

Wittlich 
01.03.2015

*)	 Nicht in der Sammlung eJVV RPf enthalten

Personalnachrichten  
und Stellenausschreibungen

Aus Gründen des Datenschutzes 
dürfen dive Personalnachrichten in 

der Internetversion leider nicht 
veröffentlicht werden!
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Stellenausschreibungen

– vgl. Nummer 2 der VV JM vom 25. Juni 1990 (2010 – 1 
– 14/90) – JBl. S. 120 –

Es wird Bewerbungen entgegengesehen um folgende Stellen:

1	 Stelle für die Direktorin oder den Direktor des Amts-
gerichts (m/w/d) bei dem Amtsgericht Alzey

1	 Stelle für eine Richterin oder einen Richter am Amts-
gericht – als die ständige Vertreterin oder der ständige 
Vertreter eines Direktors – (m/w/d) bei dem Amtsge-
richt Worms 

1	 Stelle für eine Richterin oder einen Richter am Amts-
gericht – als weitere aufsichtführende Richterin oder 
weiterer aufsichtführender Richter – (m/w/d) bei dem 
Amtsgericht Ludwigshafen am Rhein

2	 Stellen für Richterinnen oder Richter am Landgericht 
(m/w/d) bei dem Landgericht Kaiserslautern

Ausgeschriebene Stellen können auch als Teilzeitstellen 
(75 v.H. oder 50 v.H.) besetzt werden, soweit nicht im Ein-
zelfall zwingende dienstliche Belange entgegenstehen (§ 7 
Abs. 2 LGG, § 5 Abs. 1 LRiG i.V. mit § 11 Abs. 1 Satz 1,  
2. Halbsatz LBG). Soweit sich Richterinnen oder Richter 
(m/w/d) unter Angabe des entsprechenden vom-Hundert-
Satzes auf eine Stelle in Teilzeitform bewerben, kann die 
Bewerbung nur berücksichtigt werden, wenn die Richterin 
oder der Richter (m/w/d) zugleich zustimmt, mit Beginn 
oder bei Änderung der Teilzeitbeschäftigung und beim 
Übergang zur Vollzeitbeschäftigung auch in einem ande-
ren Gericht desselben Gerichtszweiges verwendet zu wer-
den. Unabhängig davon sind Bewerbungen auf eine Stelle 
in Teilzeitform die sonstigen Erklärungen zum Vorliegen 
der Voraussetzungen nach § 8 Abs. 1, § 7 Abs. 2 Nr. 3 und 4 
LRiG, § 75 Abs. 1 und 2 LBG und die Dauer der beantrag-
ten Teilzeitbeschäftigung beizufügen.

Klarstellend wird darauf hingewiesen, dass bei Beset-
zung einer Vollzeitstelle mit einer Teilzeitkraft (50 v.H.) 
die ,,zweite“ Hälfte der Stelle ohne weitere Ausschreibung 
gleichzeitig besetzt werden kann; Entsprechendes gilt für 
sich anderweitig ergebende Bruchteile (75 v.H.).

Bewerbungen von schwerbehinderten Menschen sind er-
wünscht.

Aus Gründen des Datenschutzes 
dürfen dive Personalnachrichten in 

der Internetversion leider nicht 
veröffentlicht werden!

Aus Gründen des Datenschutzes 
dürfen dive Personalnachrichten in 

der Internetversion leider nicht 
veröffentlicht werden!
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